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Stellungnahme des  

Bundesverbands der Deutschen Luftverkehrswirtschaft (BDL) 

zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Verkehr 

Entwurf eines Siebzehnten Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsgeset-

zes (17. LuftVGÄndG, Stand: 22. April 2026) 

Stand: 08. Mai 2026 

 

Der BDL begrüßt den vorliegenden Referentenentwurf grundsätzlich. An folgenden Punkten besteht aus 

Sicht des Verbandes Änderungsbedarf: 

Zu §19b 

Kritisch bewertet der BDL jedoch die vorgesehene Änderung in § 19b Absatz 1 Satz 6 des Luftverkehrsge-

setzes. Der dort neu eingefügte Einschub („die insbesondere Anreize für die Nutzung lärmärmerer Flug-

zeugmuster setzt“) ist aus Sicht des BDL nicht sachgerecht. Für diese Änderung besteht kein nachvoll-

ziehbarer Regelungsbedarf, da der bestehende Rechtsrahmen bereits eine Differenzierung der Entgelte 

nach Lärmschutzgesichtspunkten vorsieht. 

Die Ergänzung entfaltet keinen eigenständigen materiellen Regelungsgehalt, birgt jedoch die Gefahr zu-

sätzlicher Rechtsunsicherheiten. Insbesondere kann der neue Einschub zu einer veränderten Auslegung 

der Vorschrift in der Verwaltungspraxis und der Rechtsprechung führen. Dies würde die bisherige, be-

währte Anwendung des § 19b LuftVG ohne erkennbaren Mehrwert erschweren. 

Der BDL empfiehlt daher, die Änderung in § 19b Absatz 1 Satz 6 nicht vorzunehmen und an der bisheri-

gen Fassung festzuhalten. 

Zu §§ 25, 58 

Der BDL sieht die im Referentenentwurf vorgesehene Änderung der §§ 25 und 58 LuftVG kritisch. Dabei 

ist zwischen zwei Regelungskomplexen zu unterscheiden: der Ausweitung der ordnungsrechtlichen Ver-

antwortlichkeit auf Luftfahrtunternehmen einerseits und der in § 25 LuftVG vorgesehenen Ausgestal-

tung des Erlaubnisvorbehalts für Starts und Landungen außerhalb von Betriebsstunden bzw. innerhalb 

von Betriebsbeschränkungszeiten andererseits. 

Die vorgesehene Erweiterung des Bußgeldtatbestands in § 58 Abs. 1 Nr. 8a LuftVG auf Fälle, in denen 

ein Luftfahrtunternehmen einen Start oder eine Landung „durchführen lässt“, begegnet Bedenken. Der 

BDL verkennt nicht, dass Luftfahrtunternehmen für ihre Flugplanung, Umlaufplanung und operative Or-

ganisation Verantwortung tragen. Eine ordnungsrechtliche Verantwortlichkeit des Unternehmens kann 

jedoch allenfalls dort sachgerecht sein, wo ein konkreter, nachweisbarer und dem Unternehmen zure-

chenbarer Organisations- oder Planungsfehler vorliegt. Eine pauschale oder faktische Verantwortungs-

verlagerung vom verantwortlichen Luftfahrzeugführer auf das Luftfahrtunternehmen wäre dagegen 

nicht sachgerecht. 
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Nach dem luftrechtlichen Verantwortungsgefüge liegt die konkrete Durchführung des Fluges und insbe-

sondere die operative Entscheidung in der jeweiligen Flugsituation beim verantwortlichen Luftfahrzeug-

führer. Dies wird auch durch die unionsrechtlichen Betriebsregeln bestätigt: Der Commander ist für Be-

trieb und Sicherheit des Luftfahrzeugs verantwortlich und verfügt über die erforderliche Entscheidungs- 

und Befehlsgewalt zur Sicherung von Luftfahrzeug, Insassen und Ladung. Das Luftfahrtunternehmen 

kann und darf diese konkrete Entscheidungssituation nicht durch eine kommerzielle oder administrative 

Weisung ersetzen. Eine Unternehmensverantwortlichkeit darf deshalb nur an eigenes zurechenbares 

Verhalten des Unternehmens anknüpfen, nicht an die bloße Tatsache, dass ein verspäteter Flug von ei-

nem Luftfahrtunternehmen betrieben wird. 

Deutlich schwerer wiegen jedoch die Bedenken des BDL gegen die Änderung des § 25 LuftVG und die 

damit verbundene Begründung. Die vorgeschlagene Regelung verknüpft die Durchführung von Starts 

oder Landungen außerhalb der Betriebsstunden oder innerhalb von Betriebsbeschränkungszeiten mit 

einem behördlichen Erlaubnisvorbehalt und der Zustimmung des Flugplatzunternehmers. In Verbindung 

mit der Änderung des § 58 LuftVG wird daraus ein bußgeldbewehrter Tatbestand, der unmittelbar gegen 

Luftfahrtunternehmen eingesetzt werden kann. 

Diese Regelung wird in der Begründung auf Annahmen gestützt, die aus Sicht des BDL weder sachlich 

zutreffend noch empirisch belegt sind. Der Referentenentwurf legt nahe, dass Fluggesellschaften Ver-

spätungs- bzw. Ausnahmegenehmigungen planmäßig oder jedenfalls systematisch nutzen und dadurch 

Betriebsbeschränkungen umgehen. Eine solche pauschale Unterstellung ist unzutreffend. Luftfahrtun-

ternehmen planen ihre Flüge grundsätzlich so, dass Starts und Landungen innerhalb der genehmigten 

Betriebszeiten des jeweiligen Flughafens stattfinden. Die Einhaltung von Betriebszeiten, Nachtflugrege-

lungen und lokalen Betriebsbeschränkungen ist Bestandteil der regulären Flug-, Umlauf- und Slotpla-

nung. 

Verspätete Starts oder Landungen außerhalb der regulären Betriebszeiten sind regelmäßig nicht planbar 

und beruhen häufig auf Faktoren, die außerhalb des unmittelbaren Einflussbereichs der Fluggesellschaft 

liegen. Dazu zählen insbesondere Wetterereignisse, ATC-Restriktionen, Luftraum- und Kapazitätseng-

pässe, Flughafenprozesse, Bodenabfertigung, Sicherheitskontrollen, technische Störungen, Streiks, Vor-

verspätungen im europäischen Netzwerk sowie kurzfristige operative Entscheidungen aus Sicherheits-

gründen. Der Referentenentwurf erkennt selbst an, dass Kapazitätsengpässe im europäischen und deut-

schen Luftraum, besondere Wetterlagen sowie Kapazitäts- und Ressourcenprobleme bei Flugsicherung 

und anderen Beteiligten zu Verspätungen beitragen. Gerade deshalb ist es widersprüchlich, aus diesen 

systemischen Ursachen eine ordnungsrechtliche Verschärfung zulasten der Luftfahrtunternehmen abzu-

leiten. 

Eine gesetzliche Änderung, die auf der Annahme eines systematischen Fehlverhaltens von Fluggesell-

schaften beruht, bedarf einer belastbaren Tatsachengrundlage. Diese wird im Referentenentwurf nicht 

vorgelegt. Es fehlen insbesondere nachvollziehbare Daten dazu, in welchem Umfang tatsächlich miss-

bräuchliche oder planmäßig herbeigeführte Überschreitungen von Betriebszeiten vorliegen, welche Ur-

sachen den betroffenen Fällen zugrunde lagen und ob diese Ursachen überhaupt im Verantwortungsbe-

reich der jeweiligen Fluggesellschaft lagen. Ohne eine solche Tatsachengrundlage kann eine bußgeldbe-

wehrte Ausweitung der Verantwortlichkeit nicht tragfähig begründet werden. 
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Die Regelung begegnet daher erheblichen verfassungsrechtlichen Bedenken unter dem Gesichtspunkt 

der Verhältnismäßigkeit. Sie ist bereits hinsichtlich ihrer Geeignetheit zweifelhaft, soweit sie Ver-

spätungsursachen adressieren soll, die strukturell im Bereich der Flugsicherung, der Flughäfen, der euro-

päischen Netzwerkkapazität oder des Wetters liegen. Sie ist jedenfalls nicht erforderlich, soweit beste-

hende Instrumente – etwa Einzelfallprüfung, Auflagen, Genehmigungspraxis, Monitoring, Ursachenana-

lyse und gezielte Sanktionierung tatsächlich zurechenbarer Verstöße – ausreichen, um missbräuchliche 

Fälle zu erfassen. Sie ist schließlich unangemessen, wenn sie Luftfahrtunternehmen auch für Fälle einem 

Bußgeldrisiko aussetzt, in denen weder eine planmäßige Verletzung noch ein zurechenbares Organisati-

onsverschulden vorliegt. 

Hinzu kommt ein Bestimmtheits- und Zurechnungsproblem. Der Begriff „durchführen lässt“ darf nicht 

dazu führen, dass bereits der Betrieb eines Luftfahrzeugs oder die Erstellung eines Flugplans eine buß-

geldrechtliche Verantwortlichkeit auslöst. Ordnungswidrigkeitenrechtlich erforderlich bleibt ein konkre-

ter Vorwurf vorsätzlichen oder fahrlässigen Verhaltens. Ein Luftfahrtunternehmen kann daher nur dann 

Adressat eines Bußgeldverfahrens sein, wenn nachgewiesen wird, dass es durch eine konkrete Flugpla-

nung, Umlaufplanung oder operative Weisung die Durchführung eines Starts oder einer Landung außer-

halb der zulässigen Zeiten zurechenbar verursacht hat und diese Ursache in seinem Verantwortungsbe-

reich lag. 

Der BDL lehnt daher insbesondere die Begründungslogik des Referentenentwurfs entschieden ab. Sie 

unterstellt ein planmäßiges oder systematisches Fehlverhalten von Fluggesellschaften, ohne dieses be-

lastbar nachzuweisen. Eine gesetzliche Verschärfung, die allenfalls auf einzelne problematische Fälle ge-

stützt wird, darf nicht zu einer generellen ordnungsrechtlichen Risikoverlagerung auf alle Luftfahrtunter-

nehmen führen. 

Der BDL regt daher an, die vorgesehene Änderung des § 25 LuftVG in Verbindung mit § 58 Abs. 1 Nr. 8a 

LuftVG entweder zu streichen oder jedenfalls klarzustellen, dass eine Verantwortlichkeit des Luftfahrt-

unternehmens nur bei nachgewiesenem, zurechenbarem und schuldhaftem Verhalten des Unterneh-

mens in Betracht kommt. Insbesondere sollten Fälle ausgeschlossen werden, in denen die Verspätung 

auf Wetter, ATC-Maßnahmen, Luftraumkapazität, Flughafenprozesse, Bodenabfertigung, Sicherheitsla-

gen, technische Sicherheitsentscheidungen oder sonstige außerhalb des Verantwortungsbereichs des 

Luftfahrtunternehmens liegende Ursachen zurückzuführen ist.  

 

Kontakt  

 
 
 

Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft e. V. (BDL) 
Haus der Luftfahrt | Friedrichstraße 79 | 10117 Berlin 
 

Lobbyregister-Nummer: R002929 

 
 
Der Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft (BDL) wurde 2010 als gemeinsame Interessenvertretung 

der deutschen Luftverkehrswirtschaft gegründet. Mitglieder des Verbandes sind Fluggesellschaften, Flughäfen, die 

Deutsche Flugsicherung und weitere Leistungsanbieter im deutschen Luftverkehr. 


